
den Ausbauterstaaten hin. Während in den Ausbeuter­
ordnungen eine Verantwortlichkeit für Handlungen be­
steht, die die Interessen der ausbeutenden Minderheit 
gefährden, wird in der Deutschen Demokratischen Re­
publik der Verbrecher für eine Handlung zur Verant­
wortung gezogen, die die Interessen der gewaltigen 
Mehrheit des Volkes, der Werktätigen, gefährdet. Dieses 
Ergebnis ist in dem Satz zusammengefaßt: Keine straf­
rechtliche Verantwortlichkeit ohne Gesellschaftsgefähr­
dung.

Aus diesem veränderten, qualitativ neuen Charakter 
der Begründung der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit zieht der Verfasser praktische Schlußfolgerungen, 
die vornehmlich in dem Abschnitt über den Charakter 
der Pflichtverletzung und über „Das Verhältnis zwischen 
der Verletzung der strafrechtlichen und der Verletzung 
der moralisch-politischen Verantwortung“ zum Aus­
druck kommen7).

Weiter war es erforderlich, diese erste Grundthese 
in einem unversöhnlichen Kampfe gegen objektivisti­
sche Lehren, in der damaligen Situation besonders 
gegen die reaktionär-imperialistischen Lehren der sog. 
„normativen Schule“, der sog. „h. M.“ und „h. L.“, 
zu entwickeln und darzustellen. Gerade im Kampfe 
gegen das Eindringen solcher Lehren in Theorie und 
Praxis, die auf die Untergrabung des Tatbestandes 
durch Einführung zusätzlicher „Prüfungen“ oder durch 
die Liquidierung des Tatbestandes selbst gerichtet sind, 
erweist sich erneut die große praktische Bedeutung 
der ersten Grundthese8 *). Schließlich wird das Ergebnis 
der Darstellung der ersten These unter Betonung der 
Einheit der beiden Sätze mit folgenden Worten zu­
sammengefaßt: „Der Täter hat durch sein Handeln die 
Gefährdung der gesellschaftlichen Verhältnisse, Ein­
richtungen und Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik schuldhaft herbeigeführt und zugleich das 
Gesetz des antifaschistisch-demokratischen Staates ver­
letzt.“0)

E i s e r m a n n 1 0 )  unterstreicht in ihrer Rezension 
die große praktische Bedeutung dieser ersten Grund­
these. Lekschas und Renneberg erwähnen zwar neben­
bei, daß der Verfasser „richtig“ sage, allein die tat­
bestandsmäßige Handlung begründe die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit (NJ 1953 S. 130); sie unterlassen 
es aber, dem Leser einen Überblick über den Inhalt 
der Ausführungen des Verfassers zu geben, obgleich 
sie ihre Arbeit als Rezension bezeichnen. Das kommt 
besonders kraß in ihrer zusammenfassenden Darstel­
lung (S. 131) zum Ausdruck. Dort verschweigen sie 
vollständig die erste Grundthese und die dazu gemach­
ten Ausführungen und stellen die Sachlage so dar, als 
ob der Verfasser lediglich die — wie sie sagen, fehler­
hafte und einseitige — These „keine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit ohne Kausalität und Schuld“ auf­
gestellt habe. Dieser zweiten Grundthese stellen sie 
eine These gegenüber, die inhaltlich nichts anderes aus­
sagt, als daß strafrechtliche Verantwortlichkeit gegeben 
ist, wenn die Handlung tatbestandsmäßig ist. Mit dieser 
These haben sie sich zwar — wie später nachzuweisen 
sein wird — für eine objektivistische Formulierung 
entschieden; trotzdem kann daraus entnommen werden, 
daß sie sich faktisch der ersten Grundthese des Ver­
fassers angeschlossen haben.

Da es also keinen „Kampf der Meinungen“ über die 
erste Grundthese gibt, entscheiden sich Lekschas und 
Renneberg, auf ihren sachlichen Inhalt nicht einzugehen 
und den Kampf um Wortbedeutungen und wirklich oder 
scheinbar vorhandene formelle Fehler zu entfesseln.

Da ist zunächst das Wort „begründen“, das — wie 
jedes deutsche Wörterbuch beweist — in der deutschen 
Sprache eine doppelte Bedeutung hat: nämlich 1. den 
Grund zu etwas legen, etwas ins Leben rufen und 2. mit 
Gründen belegen, als richtig erweisen. Auf Grund der 
irrigen Auffassung der Rezensenten, daß dieses Wort 
nur im Sinne von „entstehen“ und nicht im Sinne von 
„feststellen, beurteilen“ verwandt werden dürfe (S. 130), 
legen sie Ausführungen des Verfassers entgegen ihrem 
Wortlaut aus. So behaupten sie, daß aus den Ausfüh­
rungen auf S. 51 der Arbeit die Konsequenz gezogen

7) Geräts, a. a. O. S. 40—50.
8) Geräts, a. a. O. S. 51—80.
8) Geräts, a. a. O. S. 89.

io) Elsermann, in „Staat und Recht" 1953, Heft 1, S. 124 ff.

werden müsse, der Verfasser lasse die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit ohne Vorliegen einer Handlung, ge­
schweige denn einer tatbestandsmäßigen Handlung ent­
stehen. Um dies beweisen zu können, reißen sie einige 
Worte völlig aus dem Zusammenhang, so daß dem 
Leser nicht die Möglichkeit gegeben wird, die tatsäch­
lichen Ausführungen des Verfassers kennenzulernen, 
die folgendermaßen lauten:

„Den Grundsatz .keine Strafe ohne Gesetz der 
Deutschen Demokratischen Republik1 wendet der 
demokratische Jurist konsequent an. Niemals wird 
er durch Hinwegnehmen oder Hinzufügen von 
Merkmalen die Begründung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit wider das Gesetz vornehmen. 
Deshalb vollzieht sich die Tätigkeit der Feststel­
lung (!) der Verantwortlichkeit... allein durch das 
Erfassen der Tatsachen, mit denen nachgewiesen 
werden kann, daß in der zu beurteilenden Hand­
lung (!) die Merkmale des Tatbestandes (!) vor­
liegen ... In der Begründung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit allein und ausschließlich durch 
die Gesetze unseres Staates knüpft der demokra­
tische Jurist an die besten kulturellen Traditionen 
des deutschen Volkes .. -. an.“

Das sind die tatsächlichen Ausführungen des Ver- . 
fassers, und sie lassen deutlich erkennen, in welchem 
Sinne er das Wort „begründen“ verwendet. Auch geht 
klar daraus hervor, daß der Verfasser im Gegensatz zu 
den Schlußfolgerungen der Rezensenten erklärt, es 
müsse eine Handlung vorliegen, die die Merkmale des 
Tatbestandes aufweist.

Auf S. 37 der Arbeit soll der Verfasser nach Angabe 
der Rezensenten behauptet haben, daß die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit ohne Handlung entstehe. Auch hier 
wenden sie die Methode des Herausreißens von Worten 
aus dem Zusammenhang an. Die Ausführungen des 
Verfassers lauten:

„Es wäre deshalb falsch, wenn der Richter, obwohl 
die Merkmale vorliegen, noch prüfen wollte, ob die 
Handlung (!) das geschützte Objekt bzw. die anti­
faschistisch-demokratische Ordnung gefährdet... j. 
Darüber hinaus noch die Prüfung der Gefährdung 
zu verlangen, würde bedeuten, daß außer dieser 
Gefährdung noch eine weitere, im Gesetz nicht 
fixierte Gefährdung geprüft werden müßte und daß 
gesetzwidrigerweise ein Merkmal hinzugefügt 
würde ... Der Tatbestand wurde um ein Merkmal 
erweitert, und Angeklagte wurden freigesprochen, 
deren Handlungen in Wirklichkeit das Gesetz ver­
letzt hatten. Eine derartige Auffassung verletzt die 
Begründung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
allein durch das Gesetz.“

Dem gleichen Irrtum unterliegen die Rezensenten in 
ihren anderen Hinweisen, weil sie das Wort „begründen“ 
wider den Wortgebrauch ausschließlich im Sinne von 
„entstehen“ verstanden haben wollen; deshalb kommen 
sie auch dort zu Schlußfolgerungen, die dem Wortlaut 
der vom Verfasser gemachten Ausführungen wider­
sprechen11).

Die Meinungsverschiedenheit über den Gebrauch, des 
deutschen Wortes „begründen“ sowie die Verwendung 
eines einzigen Satzes, der den Rezensenten fehlerhaft 
erscheint12), reichen aus, um sie eine weitere Konsequenz

11) Der Hinweis auf S. 58 ist insbesondere noch dadurch 
verfehlt, weil der Verfasser auf dieser Seite überhaupt nicht 
über die Begründung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
ln der Deutschen Demokratischen Republik, sondern über die 
Rolle Belings, eines imperialistischen Ideologen, schreibt. 
Ebenso drastisch kommt das Mißverstehen des Verfassers 
durch den Hinweis auf S. 86 zum Ausdruck. Es heißt dort: 
„Wenn wir die Tätigkeit der Begründung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit von allen anderen richterlichen Tätigkeiten 
losgelöst betrachten, so kann sie nur so vorgenommen wer­
den, daß wir die Tatbestandsmäßigkeit (!) und damit die 
Rechtswidrigkeit und die Gesellschaftsgefährdung fest­
stellen (!)“. — Die Ausrufungszeichen in diesen und vorher 
gebrachten Zitaten sind von mir hinzugefügt. H. G.

12) Auf die Bedeutung dieses Satzes wäre im Zusammen­
hang mit dem Problem der Individualisierung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit einzugehen. Für die Strafzumessung 
sind alle Umstände zu berücksichtigen, aus denen sich die 
Gefährlichkeit des Täters und der Tat ergibt. Bei der Beurtei­
lung der Gefährlichkeit des Täters ist seine soziale Einstel­
lung, kurz, sein gesamter Charakter im Sinne der marxistisch- 
leninistischen Psychologie in Betracht zu ziehen. Der Ratschlag 
der Rezensenten müßte dazu führen, daß z. B. bei verbo­
tenem Waffenbesitz nicht die militaristische, faschistische oder 
den Werktätigen feindliche Einstellung des Täters berücksichtigt
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